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WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom17. Dezember1928.
Beginn der Spezialdebatte über denVoranschlag .

BürgermeisterSeitz eröffnetdie Sitzungnach
vier Uhrnachmittags .AmtsführenderStadtratSpeiserleitet sofortdie
Debatte über die Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten mit
folgenden Ausführungenein :

Der Gesamtpersonalaufwandfür die eigentliche Hoheits - ¬
verwaltung ,für die unterHoheitsverwaltungstehendenBetriebeund
für das Schulwesenmachtrund 182MillionenSchilling aus .DerPes¬
sonalaufwandderstädtischenUnternehmungen,derimvorliegendemBud-¬
get nicht erscheing ,beträgt rund160MillionenSchilling DiePerso¬

nalkostenderGemeindeWienbetragendaherjährlicheinschliesslich
derPensioneninsgesamtrund342MillionenSchillingeDieBezügeder
in derHoheitsverwaltungbeschäftigtenAngestelltenmachen286Mil-¬
lionenSchillingaus ,dieBezügedesSchulpersonales426Millionen
SchillingunddieBezügederAngestelltenderWohlfahrtsanstalten
undBetriebe59,6MillionenSchilling.FürDienstkleider,Beiträge
fürSozialversicherungundAngestelltenfürsorgewendetdieGemeinde
rund . 6MillionenSchilling auf .Die Bezügeder Aktivenwerdenim
kommendenJahrumrundachtMillionenSchilling( 625Prozent )unddie
BezügederPensionsparteienumrund. 5Millionen( 11Prozent)steigen,
sodasssichhierfürinsgesamteineErhöhungfür1929umrund12 . 5Mil¬

lionenSchillingoder . 33Prozentergibt DieZahlderAngestellten
in derHoheitsverwaltung,in denBetriebenundSchulenist um300ge¬
siegen .ImganzenhatdieGemeindejetzt in derHoheitsperwaltung

. 910Angestellte,indenBetriebenunterHoheitsverwaltungundin
denAnstalten14. 656,imSchulwesen6704undimKontrollamt66.

Vondiesenstehenuntereiner Dienstordnung21 . 370undunter
KollektivverträgenoderimEinzelvertrag4984AngestellteundArbei-¬
ter .IndenvorgenanntenGruppengibtes10. 013Pensionsparteien,
um230mehralsimVorjahre.IndenausserhalbderHoheitsverwaltung
stehendenUnternehmungengibtes25. 971Aktiveund8250Pensions-¬
parteien .DieGemeindebeschäftigtalso in der Hoheitsverwaltungund
indenUnternehmungenzusammen52,307Angestellteundzahltan18. 263

PersonenRuhe -undVersorgungsgenüsse.Essinddaherinsgesamt70. 570
PersonenGehalts-oderPensionsempfängerderGemeinde.StadtratSpei-¬
ser führt nundie einzelnenMassnahmenan ,durchdie imJahrs1928
dieLagederstädtischenAngestelltenverbessertwurdeErverweistGehalts¬

insbesondereaufdie/Regulierung ,diemit . Juni1928fürdieHienst-¬
ordnungsmässigAngestelltenin Kraftgetretenist unddurchdiedie
Schemaansätzeumdurchschnittlich . 6Prözenterhöhtwurde .Gleich
zeitig wurdeeineReihevonMassnahmenfür einzelneAngestelltengrup-¬
penbeschlossen.Insbesondereist hervorzuheben,dassdenKanzleibeamtenundKanzleibeamtinnen,denKindergärtnerinnen,denLehrerinnern
derfranzösischenSpracheunddesHandarbeitsunterrichtes,denStras¬
senaufseheen,denBadewartenundBadewärterinnen,sowieallenKatego¬
rien vonungelerntenArbeiternder Aufstiegin einehöhereGruppedes
GehaltsschemasdurchSystemisierungvon25ProzentdesGesamtstandds
inderhöherenGruppeermöglichtwurde.EinzelnenBeamtengruppenwur-¬
denin derFragederAnrechnungderVordienstzeitenZugeständnisse
gemacht.EinigeBedienstetenkategorien ,dieunterbesondersschwie-¬

rigenVerhältnissenodervorwiegendimFreienihrenDienstversehen,
erhieltenentsprechendeDienstkleider.AuchdasArbeitsverhältnisje-¬
nerKollektivverträgler ,diebeiderHoheitsverwaltungbeschäftigt
sind ,hat mannigfacheVerbesserungenerfahren ,StadtratSpeiserkommt
dannaufdie AeusserungenderGemeinderäteKunschakundGschladtüber
dieSpannungzwischendenBezügenderBundes-undGemeindeangestell -¬
tenzusprechen .Erstellt richtig ,dassmit1 .Jänner1927beider
GemeindeeineErhöhungdesGehaltsschemasimHurchschnittvon . 7Pro¬

zentundausserdemderdreizehnteMonatsgehaltvondensoerhöhtenBe¬
zügen ,insgesamt also mehr als 14 Prozent gegeben wurden ,währendzur
gleichen Zeit beimBundbloss eine 12. SprozentigeBezugserhöhungge- ¬
währt wurde ,so dass also tatsächlich die Gemeindeim Jahre 1927um

rundzweiProzentmehrals der Bundbewilligt hat .Dabeidarfnicht
übersehenwerdendasssichdieseGehaltsregulierungenbei derGemein-¬

heurigede ebenso wie die Regulierung auf die Pensionisten voll ausgewirkt

haben ,währendbeimBunddie PensionistenausdrücklichvonderRe¬
gulierungausgenommenwurden.Esist auchdieAnsichtirrig ,dassdie
Gemeindeangestelltenim Frieden in ihren BezügendemBundesangestell-¬
ten weitervorausgewesenwärenals jetzt .DieAkademikerderGemeinde
warenvordemKriegedemAkademikerbeimStaateum26Prozentundsind
ihm heute um 29 Prozent voraus ;die Maturamtender Gemeinde waren

vor dem Kriege den Maturanten des Bundes um 18 Prozent und sind ihnen

jetzt um26Prozentvoraus .DieKamzleiangestelltenderGemeindewa¬
ren vor demKriege den Kanzleiangestellten des Staates um19Prozent
voraus ,welchesVerhältnisheuteumeinProzentniedrigeristDiese
Prozentsätzeergebensich aus der GegenüberstellungderGesamtlebens¬
verdienste der betreffenden Angestelltengruppen .DieKanzleibeamten

der Gemeindehabendas eine Prozent Einbusse im Vorsprungedurchdie
Möglichkeiteines Aufstiegesin eine höhereGruppeunddurchdie
Auguststufe 1925 reichlich eingebracht .Stadtrat Speiser bespricht

nundie Fortschritteauf demGebieteder Verwaltungs-undBetriebs¬
reformen,diezumgrossenTeildenstädtischenAngestelltenundAr¬
beiternzudankensind .WährenddieWienerLehrerschafteinezeitge-¬
mässeReformder Schuleschonzumgrossen Teile durchgeführthat ,
haben sich in den Aemtern und Betrieben Reformideen erst in der letz - ¬

ten Zeit stärker durchgesetzt .Fast alle Gruppenvon städtischenAnge
stelltem habenzumZweckeder Erneuerungundder Vereinfachungder
Arbeitsgebarung,derWegschaffungunnötigenbürokratischenBallastes
undimInteresseeinerraschenAmtsgebarungArbeitsgemeinschaftenge¬
gründet ,diegeradejetzt fleissigamWerkesind ,umfür einekommen¬
de Reformdie notwendigenVorarbeiten zu machen .Eine solcheReform

lässt sich nur im engsten Einvernehmen mit dem Personal durchführen ,

weshalbdie Gemeindeallen Angestellten ,die dabeimitwirken ,zu
Dankverpflichtet ist .In der Magistratsabteilung I ist einReferat
für alle dieseArbeitengeschaffenwordenundes wirdvoraussicht¬
lich in der nächsten Zeit schond em Personalausschuss ein Bericht

überdie bishergeleistetenArbeitenvorgelegtwerden ,Vielesist
auf demGebieteder Reformschonin aller Stille geschehenIm
Rechnungswesen ,im mittleren Verwaltungsdienst ,in denWohlfahrts - ¬

anstaltenundinsbesonderein denBetriebenhabensichschonbedeu¬
tende Arbeitsumwälzungenohne besondere Hindernisse vollzogen .Die
fast vollständige Sperreder AufnahmevonPersonalhat trotznor¬
malenAbgangesinfolge Pensionierungennicht zu einerVerminderung
der Leistunggeführt .DiestädtischenAngestelltenundArbeitersind
mit anerkennungswerter Einsicht bemüht ,sich den neuenBedürfnissen
und Arbeitsverhältnissen anzupassen .Die Gemeindeverwaltung ist stets

bestrebt ,der WienerBevölkerungeine päktische undklagloseVerwal-¬
tung undeineebensolcheFührungder städtischenBetriebe

undUnternehmungenzurVerfügungzustelleneDieGemeindesucht
auch der Erfüllung der Wünscheder Angestellten und Arbeiter der

Gemeindein finanziellerHinsichtnäherzukommen,dochhängendie
Leistungsmöglichkeitenin dieserRichtungvonderallgemeinenWirt¬
schaftslageab .StadtratSpeisergibtsodannseinerHoffnungAus¬
druck ,dass das gute Verhältnis ,das zwischen der Gemeindeverwal¬

tung und ihren Angestellten und Arbeitern besteht ,auchweiterhin

andauert,weilesalleindieBürgschaftfürdieErfüllungderAuf-¬
gabenist ,diedengewähltenunddenimAmte,SdmuleoderWerk¬
stätte angestelltenMitarbeiterngestellt sinde( LebhafterBeifall

bei derMehrheit) .



ZweiterBogen.
GRStöger( . . )bemängelt,dassderStanddesRechnungsper¬

sonalsganzungereechtfertigtgedrosseltwird .DerveranschlagtenSum¬
menfür Aushilfenundfür Gehaltsvorschüssesind nur ein Tropfenauf
einen heissen Stein Es wäre unbedingt Pflicht derGemeindeverwaltung ,
dass auf diesemGebietein durchgreifenderWandelgeschaffenwerde .

DiePersonalvermehrungist keineentsprechende .DertödlicheUnfallei¬
nes Hortkindes in der Lobau sowie der Fall Stodolak sollte in derGe¬
meinde zu denken geben .Gemeinderat Stöger stellt sodann die Gehalts - ¬

politik des Bundesder der Gemeindegegenüberundbemerkt ,dassder
Bundinsbesondere auchhinsichtlich der Anfallstermine derAufbes¬
serungenhumanergegenüberseinen Angestelltenvorgeheals dieGemein¬
de .Er weist dodann auf die Winexaffäre hin ,bei der unter schwerer
Mitschuldder Leitungdes Verbandesder städtischen Angestelltensechs
Milliardenverlumptwordenseien ,undverlangtebenmitRücksichtauf
diese Vorfälle ,dass sich die Gemeindenicht weiter hin zumHandlanger

solle .
des Verbandes nachen . Erstellt den Antrag ,dass der Abzugder
Beiträge für den Verbandder städtischen Angestellten von ihren Ge- ¬
haltsbezügenvom1 .Jänner1999zu unterbleibenhat .Weiterhinbean¬
tragt er ,dass zu allen Verhandlungendes Dienstgebers lohn -und
dienstrechtlicher Natur auch die Gewerkschaften der Minderheit gleich¬
berechtigt beizuziehen sind ,dass die Dienstordnungfür dieAngestell -¬

tenderGemeindeWiendahinabzuändernsei ,dassdieMitgliederder
PersonalkommissionausdemStandederGemeindeangestelltenvondenAn¬
gestellten selbst in unmittelbarer freier und geheimerWahl
nachdenGrundsätzendesVerhältniswahlrechtesgewähltwerden,und
dass der Gemeinderateinen diesbezüglichen Entwurfim Einvernehmenmkt
allen Gewerkschaften der Gemeindeangestellten auszuarbeiten undehe¬
stensdemGemeinderatvorzulegenhat ,schliesslichbeantragter ,der
Gemeindeausschussfür Personalangelegenheitensei zu beauftragen ,die
Frageab undin welcherWeiseden Abgebautenoder sonst aus denDien¬
sten der Gemeindeentlassenen ehemaligen Gemeindeangestellten undde - ¬
ren Familiendauerndoderdochvorübergehendgeholfenwerdenkönnte,
eingehendzustudierenundüberdasErgebnisdemGemeinderatehestens
zu berichten .( Lebhafter Beifall bei derEinheitsliste ) .

GRinSchlösinger ( . . )wendet sich dagegen ,dassgegen¬
überdemVorjahrederStandanaktivenLehrpersonenumbeiläufig200
vermindertwurde ,obwohlsich ein ausserordentlicherMangelanLehr¬
kräften bemerkharmacht .Die häufigenSupblierungenwerdengeradezu
zur Qual .In einer Knabenvolksschule im 11 . Bezirkmussten . B ,in ei¬

ner Klassedrei undvier Lehrkräftean einemVormittagunter¬
richten und das durch Wochen .Dabeimachtsich auch hier derPartei¬
geist geltend .An manchen Schulen werden subblierende xüberhaupt

nicht eingestellt .Dasselbegilt für Kindergärten ,Kindergärtnerinnen
haben oft bis zu 50 und 60 Kinder zu betreuen .Es muss endlich anNeu¬
einstellungen gedacht werden ,wobeiallerdings wieder zubefürchten
ist ,dass der Parteistandpunkt allein massgebendsein wird .DieLeh¬

rer ,die sich zur christlich - deutschenWeltanschauungbekennen ,wer¬
den schikaniert ,versetzt ,sie können nicht avancieren und fast keinen

sindSchulleiterpostenerreichen .Durchdie Personalpolitiky¬ die
Schul -und Erziehungsstätten zu Stätten des KulturkampfesdesPertei¬
terrorsgewordan.AufderganzenLinieistderKampfgegendeskatho¬
lischenReligionsunterrichtunddie katholischenReligionslehrerent¬
brannt .Den katholischen Religionslehrern wird die Erteilung des Re - ¬

ligionsunterrichtesnachMöglichkeiterschwert .EsdauertMonatenach
Schulheginn ,bevorder katholischeReligionsunterrichtgeregeltist ,
die Katecheten bekommendie ungünstigste Diensteinteilung ,neuernannte
bekommenmonatelang keine Dienstzuweisung .Ebenso ist es bei denwelt - ¬
lichenKräften ,die Religionsunterrichterteilen .AufdieseWeisewird
vielGelderspart .Religionsstundendürfenniemalssuppliertwerden.
Manhates geduldet ,dasssichkatholischeKindervomReligionsunter¬
richt abmeldeten ,wannes ihnen beliebte .WozudieAbmeldungszettel

des Freidenkerbundesoder eines ähnlichen Vereinesgenügten .DieMinder- ¬
einschätzung der Religionslehrer zeigt sich auch in derBesoldung .

DieRednerinurgiertdasAnstellungsdekretffürdieam1Jänne1926
ernanntenKatedhetenundbeantragt,dassdenmitRemunerationentlohn--¬
tenkatholischenReligionslehrernaufderStrassenbahndieselbenBegün-

Wohindie Personalpolitik der Gemeindeführt ,

zeigt der Fall Stodolak In dem kurzen Zeitraum von dreiviertel Jah¬
ren hattennicht wenigerals vier FürsorgerinnenmitdemarmenKindzu
tun .Im Anfang dieses Jahres sind von 268 Fürsorgerinnen ungefähr 120

versetzt worden .DerFall Stodolakmüssteeine furchtbare Mahnungauch
an das Fersonalreferatsein .In diesemFall ist der Schadenbesonders
sichtbargeworden,aberauchbeidenLehrerversetzungenist ersehrgro
gross ,wennauchnichtsogreifbar .DievielenVersetzungenerfolgen,
umdieLehrerschaftmürbezumachen.DieRednerinbeantragt ,denArti¬
kel 3 aus demLehrerdienstgesetzzu streichen ,wonacheineLehrkraft
jederzeit pensioniert werden kann ,wenn man sie im Schuldienst nicht

mehrbraucht ,da diese Bestimmungnur für die Zeit desGenferüberein¬
kommensgetroffenwordensei .Sie bringt sodannein vomFreidenkerbund
undvomZentral - LehrervereinhinausgegebenesMerkblattan die Elternzu
Kenntnis ,indenendie freiheitlich gesinntenEltern aufgefordertwerden
ihre Kinder an den religiösen Uebungennicht teilnehmen zu lassen und
es nichtaudulden ,dasssichihre KinderwährenddesGebetsvonden
Sitzenerhebenodergarmitbeten.( Hört!Hört !beiderMinderheit).Die
Folge dieser Verhetzung ist ,dass die Kinder den Religionsunterricht

störenundihrekatholischenMitschülerverspotten,welcheandemRe¬
ligionsunterreicht teilnehmen .Im 16 . Bezirkmussvor den Kircheein

Wachpostenaufgestelltwerden,wenndieKinderzumSakramentkommen,
weilsie vonaufgehetztensozialistischenKindernüberfallenwerden.

Es ist kein Zufall ,dass sich im 16 . Bezirkein Fall vonKirchenschän¬
dungdurchSchulkinderzugetragenhat .Drei Mädchenaus derHerbstgasse
sind in die Heiligengeistkircheeingedrungen ,habenSteinegegenden
AltargeworflenunddenBlumenschmuckvomAltarheruntergerissen.Was
kannaus solchenverhetzten Kindernwerden ,die nicht einmalzurpri¬

mitivstenreligiösenDuldsamkeiterzogenwerden .Heutegreiftdie
sittliche VerwahrlosungunterdenKindernin einererschreckenden
Weiseumsich .Im16 . Bezirkwurdeein Mädchen ,das vondemeigenen
Vatermissbrauchtwordenist ,in derKlasseweiterbelassen .Eskommt
vor ,dasssyphilitischeKinderuntel dennormalenbelassenwerden
Die schamlosesten Zeichnungen kursieren in den Schulen ,Gemeinderä¬
tin Schlösingerbeantragtin diesemZusammenhang,derBürgermeister
als PräsidentdesStadtschulratessei aufzufordern ,dahinzuwirken
dassSonderklassenfürsittlichverwahrlosteKinlergeschaffenwer¬
den .EswäreauchhochanderZeit ,dassderStadtschulratvon
seinemBefugnisGebrauchmacht ,aufGrunddesParagraf11desPress¬
gesetzes ,gegen die sittliche Gefährdung ;der Jugend durch scham¬

loseKunstwerke,einzuschreiten.GemeinderätinSchlösingerbemerkt
sodann ,dasssich die Misserfolgeder Schulreformin denletztenJah-¬
ren besonderskrassgezeigthaben .DieKinderin derBürgerschule
habennochnicht einmaldie GrundkenntnissedesSchrfftwesens.
Handelsschulen nehmenAufnahmsprüfungenvor ,weil sie denZeugnis - ¬

denPräsidentenGlöckelsen nicht mehr trauen .Eine Firmahat
sogareinenBrief geschrieben ,worinsie sich für dieSchulreform
bedankt ,da diese absolutnicht imstandeist ,die Kinderfürdas
praktischeLebenzu erziehen .Dassind fürchterlicheZeichendes
Misserfolgesder Schulreform .DieRednerinführt dannBeschwerde,
dass mander Lehrerschaft die Methodenfreiheitdes Unterrichtesge¬
nommemund sie auch in demRechteder Klassifikation sehreinge¬
schränkthat .Währenddie Kinderrevolutioniertwerden ,werdendie
Lehrergeknechtet .Dadurchauch ,dassviele nichtqualifizierteKräf¬
te insbesondere im Fürsorgewesen eingestellt werden ,ergebensich
die vielen Misstände .Schliesslich bemängeltGemeinderätinSchlö¬
singerdie BenachteiligungderFrauenseitensderPersonalverwaltun
derenpraktisches WissenundKönnendurchkeine bürckratischenJuri
stenauchnurannäherndersetztwerdenkann(LebhafterBeifall),



DritterBogen.
GRPfeiffer( . . )wendetsichzunächstgegendiepar¬

teipolitische Einstellung ,die bei den Aufnahmenin denGemeinde¬

dienst und bei Beförderungenbeobachtet werdenkann .Trotzdemimmer
der Gemeindeverwaltung versichert wird ,dass dasPersonalvon

referat unparteiisch verwaltet wird ,klagen die Leute ,die beider
Gemeindeeine Anstellungsuchen ,immerwieder ,dassvonihneniner¬
ster Linie die Parteizugehörigkeit zur sozialdemokratischen Partei
verlangtwird .DerRednerführtdannBeschwerdeüberLehrerverset-¬
zungen ,die ihm ganz ungerechtfertigt erscheinen .So wurde ein defi¬

nitiver Hauptlehrermit25Dienstjahren ,gegendessendienstliche
WirksamkeitkeineKlageerhogenwerdenkonnte ,plötzlichversetzt .
Der Lehrer ist Funktinär des Hernalser - Männerturnvereinesundgross - ¬
deutscher Fürsorgerat .Der Abend hat ihn beschuldigt ,dass er in
der Schule für den deutschnationalen Turnverein Propaganda mache .

unddieStatt dass manihn in Esziplinaruntersuchung gezogen
Anschuldigungüberprüft hätte ,wurde er ohne Untersuchungeinfach
in die Leopoldstadt versetzt .Ein anderer Lehrer ,der nurzehn
Dienstjahre hat ,Leitungsmitglied des republikanischen Schutzbundes
ist an derselben Schule wirkt und sich parteipolitisch betätigt ,
bleibt unbehelligt .Ein anderer Lehrer wurdevon derAlseggerschule
nach Heiligenstadt versetzt .Der Elternverein hat an denWiener
StadtschulrateineBittschrift gerichtet ,diesenLehreranderSchi¬
le zubelassen .Siewurdeüberhauptnichterledigt .DerLehrerhat
sich parteipolitisch nicht betätigt ;er hat aber ein Haus undin
seinerEigenschaftals Hausbesitzerhatte er einenKonfliktmitei¬
nemsozialdemokratischen Mieter .Er wurde deswegenin einer Zeitung
verrissenunddaswarschonder Grund ,dasser versetzt wurdeEin
anderer Lehrer ist schon der reine Wanderlehrer .Er diense schonan
denSchulenin der Hörnesgasse ,in der Dietrichgasse ,in derHainbur
gerstrasse ,aufdemSterneckplatzundinderBachmayergasse.Heuer
zumSchulanfangerhielt er ein Belobungsdekret,gleichzeitigdamit

EnkplatzEsaberauchseineweitereVersetzungaufdem
ist auchBeschwerdedarüberzuführen ,dassbeiGeldbelobungennicht
dieBezirksschulinspektorendieAnträgestellen ,sonderndersozial-¬
demokratischeLehrerverein .EinsolchesSystemerzieht dieLehrer
zur Charakterlosigkeit ,die sie nicht mehr dafür eignet ,die Kinder
zu Charakterezu erziehen .Aufdie Besprechungder Bezahlungder

öffentlich Angestellten überhaupt übergehend ,erklärt Gemeinderat
Pfeiffer ,dass die Vollvalorisierungder Bezügealleräffentlichen
Angestelltenangestrebtwerdensoll .JedeBehördesollverpflichtet

sein ,endlich einmal einen Valorisierungsplan auszuarbeiten .Die

Stückarbeitin dieserBeziehungist sowohlfür die Behörden ,als
auchfür die Angestelltenunwürdig .DerRednerwünschtsodann ,dass
in den Amtsblattprotokollen über die Sitzungen des WienerGe- ¬
meinderatesangeführtwerde ,wasdieRednergesagthaben .Diesewer--¬
den in diesen Protokollen nur namentlich angeführt .Hinsichtdich
der Bezügeder führendenFunktionärein der Gemeindeverwaltunger-¬
klärtGemeinderatPfeiffer ,dasssichdieseals beamteteFunktionäre
undnicht als Parteipolitiker fühlen mögen ,MankannvomBürgermeiste
Seitz nicht sagen ,dass er einenJanuskopfhat ,denner weistmehr
als zwei Seiten auf .Einmalspricht er ganz als Bürgermeister ,dann
wiederals Deutschnationaler ,dannwiedertritt er fürdieDiktatur
desProletariatseinBeiderEröffnungderWohnhausanlageSand-¬
leiten hat er eine Redegehalten ,die wir wegenihresparteipoliti¬
schenCharakterszurückweisenmüssen.DieparteipolitischeVerwal¬
tung ,wieauchdieparteipolitischeEinstellungdesHerrnBürgermei¬
stersmachenesunsunmöglich,fürdasBudgetzustimmen.(Beifall),

GR .Prinke( . . )führt aus ,dasses keinenbrutalerenalts
und rücksichtsloseren Arbeitsgeber gibt ,die GemeindeWienwes¬

halb auch die Angestellten ihre Fähigkeiten nicht entfalten können ,
weil ja nicht diese ,sondernnur ihre Parteizugehörigkeitzursozi¬
aldemokratischenPartei für die GemeindeverwaltungvonBelangEst
So hat man am . Oktoberauf die Arbeiter und Angestellten der Gas -un

Elektrizitätswerke einen Druckausgeübt ,beimrepublikanischenSchutz
bundmitzuwirkenundnachdemsich dazunicht viele gemeldethatten
hat manihnen versprochen ,dass sie ,wennsie nach WienerNeustadt

gehen ,den Samstag und Sonntag frei bekommen und diese Tage bezahlt

erhalten .Dashatmandannauchgetan ,dafürwurdendieAngestell-¬
ten ,die dienstfrei waren ,zum Dienst einberufen und haben für Ueber - ¬

stunden entlohnt werdenmüssen .Am . Oktoberhat manauch dieFlur - ¬
hüter in Simmeringbeauftragt ,von Samstagauf den Sonntag undam

Sonntag die Simmeringer Pfarrkirche und den Pfarrhof zu

beobachten,obdortnichtvondenHeimatschützlernWaffenherausge-¬
tragen werden .Ja diese Flurhüter habensogar dieKirchenbesucher
daraufhin angesehen ,obsie nicht Waffenheraustragen .Dasist
schamlosesterMissbrauchderAmtsgewalt.GemeinderatPrinkebespricht
sodann den Fall des Beamten der Gaswerke Schanderer ,der ,weil er
am Begräbnis eines Frontkämmfers als Frontkämpfer teilgenommenund
dabei als Kreuzträger fungiert hatte ,auf Betreiben derBetriebsräte

versetzt wurdeAusdiesenwieaus anderenFällenzeigt sich ,dass
in denBetriebennur die Vertrauensmännerder Sozialdemokraten ,nicht
aberdie LeiterderBetriebeundderamtsführendeStadtratetwas
dreinzuredenhaben .ManverlangtvondenBetriebsangestellfennicht
nur ,dass sie der sozialdemokratischenPartei undder freienGewerk¬

schaftangehören ,sondernauch ,dasssieausderkatholischenKirche
austreten unddenFreidenkernbeitreten .Dafür hat es Mehr¬
heit zustande gebracht ,dass die Angestellten und Arbeiter derGe¬
meindebetriebeschlechterg stellt sind ,als die Angestelltender
Privatindustrie .Vorallembei derGemeindewirdderAchtstundentag
gebrochen .Die Angestelltendes Zentralfriedhofes werdengezwungen
chneEntlohnungundohneErsatzruhezeit Überstundenzu machenund
die freie Gewerkschaft hat erklärt ,dass sie nicht imstande sei ,für

die Forderungender Angestellten ,dass der Achtstundentageinge¬
halten werden solle . ,einzutreten .) Hört !Hört !bei derMinderheit ) .
Dasist eine wirklichgelbeGewerkschaft .BerBednererklärtzum
Schlusse ,dass er gegendenVoranschlagstimmenwerde .(Lebhafter
BeifallbeiderEinheitsliste ).

GemeinderatUebelhör( . . )kommtaufdenBrandzuspre¬
chen ,deram15 Dezemberin einerMöbeltischlereiaufderHernal¬wache am Johann NepomukBergerplatz
ser Hauptstrasse35ausgebrochenist .DieFeuer/wurdegleich ,
nachdemder BrandvonPassantenentdeckt wordenwar ,angerufen ,sie
hatsichdurchRückrufüberzeugt,dasskeineMystifikationvor¬
liegt ,undwurdeausserdenvonderWacheverständigt.Trotzalle
demist sie erst ungefährnachdreissigMinutenamBrandplatzer
schienen .( Lebhafte Hört !Hörtrufe bei der Einheitsliste ) .Esist

schonderzweiteFall ,dassdieseFeuerwachezuspäteingreift,
DieseFälle beweisen ,wiegerechtfertigtunsereBedenkenware
dass die Feuerwache Hernals am Elternleinplatz und die Freiwilli¬

geFeuerwehrOttakringaufgelöstwurde,MitRückwichtaufdieAuf-¬
regungdie in der HernalserBevölkerungwegendieser Vorfällebe¬
steht ,stellenwirdenAntrag:EsisgunverzüglicheineUntersu¬
chungeinzuleiten ,warumdie Feuerwehrverspätetauf demBrand¬
platz erschienenist undhierüberdemGemeinderatunterBekannt¬
gabeder Massnahmenzur VerhütungähnlicherVorkommnisseraschest
Berichtzuerstatten .(LebhafterBeifallbeiderEinheitsliste).



Vierter Bogen .
hen .Durchzehn Minutenhabe ich den Brand gesehen ,aber keineFeu¬

GR.Höppeler( . . )bezeichnetdenfürGehaltsvorschüsse derdieMilchin dasHaus,Wilin den Voranschlageingesetzten Betragals viel zu gering .Erbe¬
mängelt sodanndie Verminderung der Post für denReligionsunterricht
im Nebenberuf und führt Beschwerde über die Verringerung der Zahl
der Leiterpostenan Bürger -undHauptschulen .Sodannwerlangter
die AusschreibungdernichtbesetztenBürgersdulkatechetenstellen
und wirft die Frage der Verfassungsmässigkeit des WienerStadt - ¬
schulrates auf .In einer Polemikgegendie vorjährigenAusführun¬
gen des Personalreferenten stellt GemeinderatHöppelerfest ,dass

nur 44 Prozent der in NiederösterreichimJahre1926
vergebenen Lehrerstellen an christliche Lehrpersonen und 56 Pro¬

zent an Angehörigeder nationalen Gewerkschaftund der freien Ge¬

werkschaftverliehen wurden ,im Jahre 1927wurden56 Prozentchristliche
liche Lehrpersonen und 44 Prozent nationale und freie gewerkschaft
Lehrpersonenernannt .DerRednerführt darüberBeschwerde ,dass
sich bei den Leiterernennungenviele Doppelversorgerbefinden ,ja
sichschonganzeDynastienunterdenDirektorenundLeiternge
det haben .Es ist auch zu tadeln ,dass ebenso wie bei denErnennun¬
gen ,auch bei den Beförderungendie Qualifikation nichtmassgebend
ist .Von295ausgezeichnetenLehrpersonengehörten238derfseien,
25 der nationalen und 32 der christlichen Gewerkschaftan .Ein

schlagenderBeweisdafür ,dassauchbei AuszeichnungendiePartei¬
zugehörigkeit entscheidet .Bei den Umrdhungenin eine höhereGrup¬
peergebensich ebenfallsviele Misstände .Währendchristliche
Lehrer mit über 20 Dienstjahren und nochmehrvon der Umreihungaus - ¬
geschlossenwerden ,werdenfreie gewerkschaftlicheLehrerschonmit
12 und 13 Dienstjahren umgereiht .Der Redner stellt schliesslich
folgendeAnträge:ZurErstellungderVorschlägeiseineausGe,
meinderatsmitgliederndemParteienverhältnisentsprechendzusammen
gesetzte Schulleiterernennungskommissioneinzusetzen .Derzweite
Antraggehtdahin ,denWienerstädtischenLehrpersoneneinePer¬

sonalvertretung zu bewilligen und demGemeinderatedieerforderli - ¬

chen Abänderungsvorschläge für das derzeitige Lehrerdienstgesetz
vorzulegen .BezüglichderSchulreformorklärtGemeinderatHöppeler,
dass die christlichen Lehrerdie eigentlichen TrägerderSchulre¬
form sind ,der katholische Lehrerbund hat schon seit Jahreneigene

Arbeitsgemeinschaftengeschaffen ,die sich mitschulreformatorischen
Arbeitenbeschäftigen.UmdieSchulreformverdienteLehrerwerden
aberohneUnterschiedwederzuSchulleiternernannt ,nochausge¬zeichnet .( Beifall ) .

Stadtrat Linder berichtet über die Aktionderstädtischen
BerufsfeuerwehrbeimkürzlichstattgefundenenBrandin derHernalser-¬
Hauptstrasse .DieFeuerwehrzentralewurdeum6 Uhr17Minutenalar -¬
miert Um6 Uhr18 Minutenrückte bereits die FeuerwacheOttakring
aus Um6 Uhr 29 Minutenerhielt die Feuerwehrzentrale schon dieMel- ¬

dung ,dassamBrandplatzdreiSchlauchliniengelegtwordensindund
ein Manngerettet wordenist .Vonder ersten Meldungbis zudieser
vollendeten Aktion waren nicht mehr als 12 Minuten vergangen .Eskann

daher von einem späten Eintreffen der Feuerwehrauf demBrandplatz
keineRedesein .Um6 Uhr52Minutenwardas Feuerlokalisiert .Die
Alarmbereitschaft der Feuerwehr ist so gut als möglichausgestattet
Esist Vorsorgegetroffen ,dassjedeFeuerwachenacheingelangterMel-¬
dunginnerhalb vier Minutenauf demBrandplatzsein muss .DasFeuer
wurdezuspätgemeldet,aberdieFeuerwehristrechtzeitigamBrand¬
platzeingetroffen.Esmusswiederholtwerden,dassunserFeuerschutz
mustergültigist undunsereAlarmbereitschaftimmerbesserwird .(Bei-¬

fall ) .
GRKunschak( . . ):IchbinunmittelbarTatzeugedesBran¬

desgewesen,weildieFensterMmeinerWohnungaufdenBrandplatzge-

dasdemBrandzumOpfergefallenist ,zustellt ,bestätigt ,dasser
nach seiner Auffassung der erste war ,der das Feuer bemerkt hat .Er

hatdenBrandgeruchverspürtundum5 Uhr50MinutenvomKaffeehaus
nebenandie Meldungandie FeuerwacheOttakringtelefonischerstattet
Ein zweiter Mann ,der Milchhändler Teufel hat gleichfalls um3/46
odereinige Minutennach3/4 6 Uhrdie MeldungvomselbenKaffeehaus
erstattet .Ein dritter Zeuge erklärt auf das bestimmteste vor sechs

UhrdasFeuertelefonischderFeuerwacheOttakringmitgeteiltzu
haben .EssindalsodreiZeugenvorhanden,dieangeben,dieFeuerwa¬
chetelefonischangerufenzu haben .Eshat also die Feuerwehr25bis
30 Minutengebraucht ,umauf demBrandplatz zu kommen .Hierliegt
hweifellos ein arger Verstossvor .Es könntenochbehauptetwerden,
dass die Meldungennicht richtig verstanden wurden ,AberdieFeuer- ¬
wehrhat bestätigt ,dass der Brandgemeldetwurde .AufdemBrandplatz
wurdeerzählt ,dass die OttakringerFeuerwehrin derselbenNachtacht
Ausrückungengehabthätte .EswurdedieHernalserfreiwilligeFeuer¬
wehraufgelassen,dienurzweiMinutenvomBrandplatzenbferntwar.
In Hernalshat die Bevölkerungdie Ueberzeugung ,es gibt keinenver - ¬
lässlichenFeuerschutz.DieserBrandzeigtdentlich ,dassdasSystem
verwerflichist ,dasøjetztbeimderFeuerwehreingeführtwurdeDer
Mann,deres erfundenhat ,gehörtin Disziplinaruntersuchunggezogen
und davongejagt ,wenn er ein Beamter ist ,ist er ein Gewählter ,ver¬
dienter dasgleicheSchicksal .FüreinensogrossenBrandbezirk
stellt maneineeinzigeFeuerwehrhin .Damüssendie Dingezueiner
Katastropheführen .Wirerklärenganzoffen ,dassdieHernalserihre
Feuerwehrwieder kriegen müssen .Mit diesemSelbstbetrug durchein
paar Zentralen den Branddienst einer Grosstadt zu leisten ,messauf - ¬
geräumt werden .Sie sind gewarnt Herr Stadtrat ,aber auch derHerr
BürgermeisterWirhabeneine solche Sacheeinmalschonerlebt .Da¬
mals ist der Bürgermeister gegangen .Solches verlangen wir ni ,

aberesmussmitdemverwerflichenSystemgebrochenwerden.(Beifall)
StadtratLinderstellt neuerlichaufGrunddesamtlichen

Depeschenbuchesfest ,dass vier MeldungenüberdenHernalserBrand
vorliegen .Die erste erfolgte um 6 Uhr 17 Minuten ,die zweite um

6 Uhr18 Minutenundeine um6 Uhr19 Minuten .EineandereMöglichkeit
der Kontrolle gibt esnicht .

StadtratKunschak:DieAnzeigeandieStaatsanwaltechaft
Ich werdesie erstatten .Die wird sich die Zeugensuchen !

Stadtrat Linder :Ich möchte noch feststellen ,dass dasAufru¬

fen der FeuerwacheOttakringüberhauptnicht möglichist ,wennjemand
telefonisch„Feuerwehr"verlangt .Esmeldetsich dieFeuerwehrzeitrale ,
die dann die Meldung weitergibt .Unrichtig ist ,dass in der Brandnacht
acht Ausrückungenwaren ,in Wirklichkeit war nur eine .Eines ist ge¬

wiss ,dasswirgeradedadraussensehrvielmitderPolitisierungder
Feuerwehrzutunhaben.

Rufe bei der Minderheit :Hätten Sie diefreiwillig
Feuerwehrennicht aufgelöst !Weildort nicht lauter Genossenwaren ,
mussten sie verschwinden :

StadtratLinder:DieFeuerwehrrücktsehroftinWien
aus ,abernirgendshat manjemalssolcheDingegehört .Wirhabenalles
getan ,umdie Feuerwehrzu entpolitisieren .Die freiwilligenFeuer
wehrenwarenin früherer Zeit eine sehr nützlicheEinrichtung .Sie
habensich durchdie Mechanisierungder Betriebsmittelüberdebtund
es spielt heute die Entfernung vom Brandplatz zur Feuerwache gar keine

Rolle .Dass unsere Berufsfeuerwehr mustergültig ist ,geht auseinem
Schreiben des bedeutendsten Fachmannes Europas ,des Düsseldorfer Brand

direktors Petersen hervor ,das vor einigen Tageneingelangt ist Der
Mann schreibt ,dass er alle Einrichtungen der Wiener Berufsfeuerwehr

eingehenst studiert hat undkommtzu demUrteil ,dass jetzt nicht



desGemeinderatsberichtesvom17 .Lezember1928
mehrdie reichedemtschenFeuerwehrenan erster Stelle stehen ,sondern
die Wiener Berufsfenerwehr und die deutschen Feuerwehrenetwasnach¬
holenmüssen .Dasist dasUrteil einesFachmannesundfür unsent¬
scheidend .( BeifallbeiderMehrheit).

GemeinderatUebelhör( . . )erklärt ,nocheinmalfest¬
stellenzumüssen,dasseinArbeiterderKunsteisbahnEngelhartum
5 Uhr38Minutendorthingekommenist ,denBrandbemerkthat ,derdann
aufseineVeranlassungum5 Uhr50Minutengemeldetwurde ,Wiesoes
kommt ,dass eine telefonische Brandmeldungum5 Uhr 50 Minutenerstat¬
tet wird ,die Feuerwehrabererst um6 Uhr18Minutenerfährt ,das
mussaufgeklärtwerden .Ich mussdeshalbauf meinenAntragbestehen .

Stadtrat Speiser lehnt in seinem Schlusswort zunächst den

Antrag Rummelhardtbetreffend Erhöhungder BudgetpostenfürUnter - ¬
stützungsbeiträgeundVorschüsseab ,ebensodenAntragStögerbetref -¬
fendderAbgebautenfrage,indemerdaraufhinweist,dassdieAbbauak¬
tion bei der Gemeindeim GegensatzzumBundeeine vorwiegendfreiwil¬
lige Abbauaktion war .Die übrigen Anträge Stöger empfiehlt er derge¬
schäftsordnungsmässigenBehandlungzuzuführen.Sodannbeschäftigt
sich Stadtrat Speiser mit den Ausführungender GemeinderätinSchlö¬

dasszuwenigLehrerer¬singerundhält “ -denVorwurf,
dieverhältnismässigniedrigeSchülerzahlnanntwürden ,

sowiedie NotwendigkeiteinersparsamenPersonal -undFinanzpolitik
entg e Von den 5400 Lehrern sind ,wenn man die Versetzungen imei¬

genenWohnbezirkabrechnet ,imganzen46Versetzungenamtswegiger¬
folgt .SolcheVersetzungensindoft imDienstinteressenotwendigund
warenvielfachauchdurchdieUmwandlungderBürger-indieHaupt¬schulengeboten .Sowenigimübrigenallzu häufigeVersetzungenam
Platze sind ,so wenigempfiehltes sich BeamtenundLehrerallzulan¬
ge auf einen Dienstpostenzu belassen DenAntragderGemeinderätin
SchlösingeraufAbschaffungdesArtikels3desLehrerdienstgesetzes
schlägtStadtratSpeiservorder geschäftsmässigenBehandlungzuzu¬
weisen ,ebensoden Antrahauf SchaffungvonSonderklassenfürsitt -¬
lich verwahrlosteKinder .DassSchulkinderdenReligionsunterricht
wieauchdenUnterrichtin andernLehrgegenständengestörthaben ,ist
auchfrüher vorgekommen.Aufdemreligiösen Gebietwürdees aberviel¬

leichtambestensein ,demZustandeeinEndezumachen,dassdort ,
woSchuleundHausnicht übereinstimmen ,die Schulkinderzumreligiö¬
senünterricht gezwungenwerden .DemBehauptun der GBin .Schlösinger

stellt
Stadtrat Speiser dieBe¬voneinemMisserfolgderSchulreform

hauptungdesGR .Höppelergegenüber,dassdiechristlichenLehrpersonen
denhervorragendstenAnteilanderSchulreformhätten .SindbeideBe¬
hauptungenrichtig ,so würdedas besagen ,dass die christlichenLehr¬
personendenMisserfolgderSchulrefomverschuldethaben ,Sodanngibt
Stadtrat Speiser bekannt ,dass imJahre 191322 weiblicheund17417824männliche ,im Jahre 1918weiblicheundmännliche ,imJahre
1927aber141weiblicheSchulleiterinnenanMädchenschulenernannt
worden sind .Auf den Vorwurf des GR. Pfeiffer ,dass die Rede des Bür¬
germeistersanlässlichderEröffnung vonSandleiteneinepar¬
teipolitischegewesensei ,ermedertderReferent ,dassdieRededes
Bürgermeistersdurchaussachlichgewesenist .Imübrigenersuchter ,
den Positionender VerwaltungsgruppeII zuzustimmen .( Beifall ) .

BeiderAbstimmungwerdendiePositionenderVerwaltungs¬
gruppeII angenommen.EbensoderAntragUebelhörwegendesBrandesin
derHernalserHauptstrasse.DieübrigenAnträgederMinierheitwerden
gemäss den Vorschlägen des Stadtrates Speiser zum Feil der geschäftsor

nungsmässigenBehandlungzugewiesen,zumTeilabgenehnt.
SchlussderSitzung22Uhr.

—. —
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